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Auf dem offi  ziellen Profi l des  Gewerkschaftsbundes sind unter anderem aktuelle Informationen und 
 Buchtipps verfügbar. Reagiert wird auf tagesaktuelle,  gewerkschaftsbezogene Themen. 
Auf www.facebook.at/oegb.at den „Gefällt mir“-Button anklicken, dann erscheinen ÖGB-Updates 
 automatisch im eigenen Facebook-Newsfeed.
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KOMPETENZDAS MAGAZIN FÜR DEN ORGANISIERTEN ERFOLG

Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier
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NANI KAUER

Damit’s funktioniert 
Ärmelschoner, Knackwurst, 
Pragmatisierung, … viele 
Klischees über „die Beamten“ 
sind im Umlauf, und kaum ei-
ne Gruppe wird so pauschal 
verunglimpft, wie die Be-
schäftigten im öffentlichen 
Dienst. Wir haben Menschen 
in Ämtern, Wartezeiten und 
Gebühren im Kopf, wenn wir 
an BeamtInnen denken. Die 
wenigsten denken daran, 
dass ohne die Mitarbeite-
rInnen im öffentlichen Dienst 
und in ausgelagerten Betrie-
ben das Land nicht funktio-
nieren würde – von der Kin-
derbetreuung über Bildung, 
Verkehr, Gesundheit bis zur 
Lebensmittelsicherheit. 
Gerade in Krisenzeiten sind 
die öffentlich Bediensteten 
immer wieder Zielscheibe 
von Sparideen und Neid-
diskussionen. Nur: Ihnen 
Gehälter zu kürzen oder an-
gebliche Privilegien zu strei-
chen macht keinen einzigen 
Job in der Privatwirtschaft 
sicherer, und es schadet der 
Wirtschaft insgesamt, die 
Kaufkraft  zu schwächen. 
Natürlich gilt auch im öffent-
lichen Dienst, dass man oft 
überprüfen muss, ob etwas 
noch zeitgemäß ist, ob man 
effizienter arbeiten kann 
oder neue Leistungen anbie-
ten sollte. Es muss aber außer 
Frage stehen, dass ein funk-
tionierender Sozialstaat mo-
tivierte, engagierte und gut 
bezahlte MitarbeiterInnen 
braucht.
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Palette. Eintrittskarten, Scho-
kolade, Postkarten, Bodenzei-
tungen, Umfragen, ein Flash-
mob – die Palette des ÖGB war 
sehr breit gefächert, als am 12. 
April in vielen Städten in ganz 
Öster reich der öffentliche Auf-
takt zur Kampagne „Sozialstaat 
fairbessern“ erfolgte.

In Erinnerung rufen
Ist der Sozialstaat veraltet, zu 
teuer, nur für die Armen? Diese 
und weitere Fragen waren The-
ma beim Aktionstag, der von 
Eisenstadt bis Bregenz statt-
fand. Sozialstaat heißt für die 
meisten Versorgung von Ar-
men, Kranken und Alten. Der 
ÖGB sieht das breiter, es geht 
auch um Bildung, sauberes 
Wasser, Müllentsorgung und 
vieles mehr. „Wir erinnern mit 

„Sozialstaat fairbessern“: Aktionstag österreichweit

Einer für alle
Ein starker Sozialstaat macht die Menschen und die Wirtschaft stark.

unserer Kampagne an die kon-
kreten Leistungen des Sozial-
staats für jede/n Einzelne/n, 
aber auch seine Vorteile für die  
Wirtschaft und seine positive 
Rolle als Instrument gegen die 
Krise“, sagte ÖGB-Präsident 
Erich Foglar zum öffentlichen 
Kampagnenauftakt.

Es muss fair zugehen 
Europas Sozialstaaten stehen 
unter Druck, auch in Öster-

reich wird er immer wieder 
schlechtgeredet: unfinanzier-
bar, ein Kostentreiber, ein 
 Paradies für Sozialschmarotze-
rInnen, heißt es. 
Dem setzt der ÖGB die Kam-
pagne entgegen und verlangt 
eine gerechtere Finanzierung. 
Foglar: „Auch Vermögende 
müssen endlich faire Beiträge 
leisten, ich erinnere an die 
reichsten zehn Prozent in Ös-
terreich, die 800 Milliarden 
Euro Immobilien- und Finanz-
vermögen haben. Wenn sie ei-
nen größeren Beitrag zum Steu-
ertopf leisten, ist der Sozialstaat 
schon ein gutes Stück sicherer 
und fairer finanziert.“

Weitere Informationen, Positi-
onen, ein aktueller Spot und 
mehr zur Kampagne: 

Service: Sparpaket

Was wird wann wirksam?
Teile des Stabilitätspakets sind schon in Kraft. Die restlichen werden ab Mai bzw. 2013 wirksam.
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Bereits in Kraft getreten:
» Der Gewinn aus Immobili-
engeschäften wird mit einem 
Steuersatz von 25 Prozent be-
legt (bisher meist steuerfrei).
» Die Bankenabgabe wird (von 
2012 bis 2017 befristet) auf 25 
Prozent erhöht. Sie soll jährlich 
125 Mio. Euro zusätzlich in die 
Staatskasse spülen.
» Die Gruppenbesteuerung, 
mit ihren Steuervorteilen für 
international tätige Konzerne, 
wird eingeschränkt. 
» Die 5,2 Millionen Bauspare-
rInnen müssen sich mit einer 
geringeren staatlichen Förde-
rung begnügen. Statt derzeit 
drei Prozent ihrer Einzahlungen 
erhalten sie nur mehr 1,5 Pro-
zent Prämie vom Staat. Damit 

gibt es künftig zur maximalen 
jährlichen Einzahlungssumme 
von 1.200 Euro nur noch 18 
statt 36 Euro dazu.
» Halbiert wird auch die För-
derung der prämienbegüns-
tigten Zukunftsvorsorge: Für 
Eigenbeiträge, die heuer geleis-
tet werden, sinkt der Zuschuss 
von 8,5 auf 4,25 Prozent.
» Bezieherinnen und Bezieher 
von Pensionskassenpensionen 
müssen sich entscheiden, ob sie 
die Pauschalbesteuerung in An-
spruch nehmen wollen. Der 
Vorteil wäre: Drei Viertel der 
später ausbezahlten monatli-
chen Zusatzpension werden 
steuerfrei, nur noch ein Viertel 
müsste wie gehabt mit der 
ASVG-Pension versteuert wer-

den. Dafür muss man aber ein-
mal 20 oder 25 Prozent vom 
bisher angesparten Kapital an 
den Staat abführen. 
» Die 25-prozentige Wertpa-
pier-Kursgewinnsteuer (KESt) 
muss ab 1. April 2012 von den 
Banken automatisch eingeho-
ben werden.

Ab 2013 wirksam:
» Befristet bis 2016 kommt ein 
Solidarbeitrag von Spitzenver-
dienerInnen ab 185.920 Euro 
Jahresbrutto. 
» Im Falle von Dienstgeber-
Kündigun gen und bei ein-
vernehmlichen Kündigungen 
müssen die ArbeitgeberInnen 
in Zukunft eine Abgabe von 
110 Euro bezahlen.

» Der Zugang zur Korridor-
Frühpension wird erschwert: 
Derzeit kann man mit 62 in 
Korridorpension gehen, wenn 
man zumindest 37,5 Versiche-
rungsjahre erworben hat. Nun 
werden die erforderlichen Versi-
cherungsjahre schrittweise auf 
40 angehoben (ab 2013 jedes 
Jahr um ein halbes Jahr).
» Die Höchstbeitragsgrundla-
ge in Kranken-, Pensions- und 
Arbeitslosenversicherung wird 
2013 zusätzlich zur normalen 
jährlichen Valorisierung um 90 
Euro erhöht, die Pensionsbei-
träge für Selbstständige werden 
angehoben.
» Die Steuerrückvergütung für 
Agrardiesel wird ab dem Jahr 
2013 gestrichen.

·  Vermögensbesteuerung 
auf EU-Niveau anheben

·  Einführung einer 
Erbschafts- und 
Schenkungssteuer

·  Umsetzung der 
Finanztransaktions-
steuer in Europa

·  steuerliche Schieflage 
zulasten der Arbeitneh-
merInnen beseitigen

·  strenge und effek-
tive Aufsicht über 
den Finanzsektor

·  Wertpapierkauf darf nicht 
als Investition steuerlich 
begünstigt werden

·  höhere Nettoersatzrate 
beim Arbeitslosengeld

·  keine Anrechnung 
des PartnerInnen-
Einkommens bei der 
Notstandshilfe

Forderungen

Kampagnenstart 
in ganz Österreich.

www.oegb.at

www.facebook.at/oegb.at 
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Adressänderungen: 

Tel. 01/534 44-39100 
Montag–Donnerstag 8–16.30 Uhr, 
Freitag 8–13 Uhr. 
Oder unter:  www.oegb.at

Managergehälter:

Zu viel
Laut AK-Analyse bekom-
men Manager in Leitunter-
nehmen des Wiener Börsen-
index ATX im Schnitt um 
20 Prozent mehr als im 
Vorjahr. „Mit 1,3 Millionen 
Euro Vorstandsgage verdie-
nen ATX-Manager wieder 
das 48-fache von durch-
schnittlichen Arbeitneh-
merInnen. Das ist so viel wie 
im Rekordjahr 2008. Ein 
ATX-Manager bekommt 
binnen zwölf Monaten, 
 wofür andere ein Leben 
lang arbeiten. Das steht in 
keiner Relation zur Leis-
tung“,  kritisiert AK-Präsi-
dent  Herbert Tumpel. Die 
AK fordert, die steuerliche 
Absetzbarkeit von Gehäl-
tern bei 500.000 Euro zu 
beenden und Bonuszah-
lungen auf max. 30 Prozent 
des Fixums zu beschränken.

Bildung:

Zu wenig
Bildung wird in Österreich 
nach wie vor vererbt. Das 
belegt der Bericht „Bildung 
in Zahlen 2010/11“ der 
 Statistik Austria. Während 
40,6 Prozent der 15- bis 34-
Jährigen aus einem akade-
mischen Elternhaus einen 
tertiären Abschluss errei-
chen, werden nur 4,5 Pro-
zent von jenen, deren Eltern 
maximal einen Pflichtschul-
abschluss haben, Akademi-
kerInnen. Der Bericht be-
stätigt auch, dass sich der 
Bildungsstand auf das Be-
rufsleben auswirkt und die 
Gefahr von Arbeitslosigkeit 
mit höherem Bildungsni-
veau sinkt: 87 Prozent der 
unter 45-jährigen Akademi-
kerInnen sind beschäftigt, 
aber nur 70 Prozent der 
Personen mit Pflichtschul-
abschluss. Gerade einmal 
3,2 Prozent der Hochschul-
absolventInnen sind arbeits-
los, bei den Pflichtschulab-
gängerInnen sind es jedoch 
12,9 Prozent.

Ausbildungsverweigerer. „Eine 
Lehrstelle in einem Betrieb wä-
re mir schon lieber gewesen, 
aber leider bekam ich nur Ab-
sagen oder gar keine Rückmel-
dung“, erzählt Khan Shahdath, 
der in der überbetrieblichen 
Lehrwerkstätte des bfi zum 
Metallarbeiter ausgebildet 
wird. Shahdath befindet sich in 
seinem zweiten Lehrjahr und 
ist froh, die Chance einer Be-
rufsausbildung bekommen zu 
haben. Nichtsdestotrotz zeigt 
sich der Jugendliche enttäuscht 
von den Betrieben: „Auch wäh-
rend meiner Pflichtpraktika 
waren alle zufrieden mit mir, 
aber kein Betrieb will mich 
übernehmen.“ Immer wieder 
jammert die Wirtschaft über 
mangelnde Fachkräfte am Ar-
beitsmarkt, andererseits wollen 
viele Firmen aus Kostengrün-
den keine qualifizierten Kräfte 
ausbilden. Derzeit bilden nur 
20 Prozent von ihnen Lehr-
linge aus. „Weil die Unterneh-
men freiwillig immer weniger 
ausbilden, hat die Österrei-
chische Gewerkschaftsjugend 
ein Modell entwickelt, wonach 
die Unternehmen ein Prozent 
der Bruttolohnsumme in einen 

Topf einzahlen müssen. Da-
raus sollen dann die Betriebe 
gefördert werden, die Lehr-
linge ausbilden, aber auch die 
überbetriebliche Lehrausbil-
dung sowie die Weiterqualifi-
zierung von ArbeitnehmerIn-
nen finanziert werden“, sagt 
Jürgen Michlmayr, Vorsitzen-
der der Gewerkschaftsjugend.

Hilfe auf ganzer Linie
Die überbetriebliche Lehraus-
bildung (ÜBA) ist für viele Ju-
gendliche zugleich Rettungsan-
ker und einzige Perspektive. Oft 
haben Jugendliche eine mona-
telange erfolglose Lehrstellen-
suche hinter sich. Während der 
ÜBA erhalten sie eine monatli-
che Ausbildungshilfe, Unter-
stützung bei der Lehrstellen-
suche und Lernunterstützung 
für die Berufsschule. „Wir ver-
suchen, die Jugendlichen in ein 
reguläres Lehrverhältnis zu 
vermitteln, bekommen auch 
von Unternehmen oft die 
Rückmeldung, dass die Lehr-
linge gut ausgebildet werden 
und sofort in den Betriebsalltag 
einsteigen können. Anderer-
seits will auch nicht jeder Lehr-
ling in einen Betrieb wechseln, 

weil er sich nach der langen 
Lehrstellensuche hier einfach 
sicher fühlt“, erzählt Robert 
Ropf, stv. Leiter der überbe-
trieblichen Lehrwerkstätte für 
Metall- und Elektroberufe.
Ein Vorteil im Vergleich zum 
Arbeitsmarkt, den die Jugend-
lichen in der ÜBA auch zu 
schätzen wissen, ist der Nach-
hilfeunterricht. „Die Unter-
stützung ist wirklich hilfreich 
– vor allem in Mathematik. Wir 
schaffen es meistens, unsere 
Noten zu verbessern“, sagen die 
Jugendlichen. „Wir versuchen, 
auf jeden individuell einzuge-
hen, dazu ist auch eine große 
Portion an Motivation seitens 
der Ausbildner notwendig“, so 
Ropf. FachausbildnerInnen 
und Sozialpädagoginnen/Päda-
gogen bemühen sich, die Lehr-
linge in verschiedensten For-
men zu unterstützen und ihnen 
zu zeigen, dass Arbeit auch 
Freude machen kann.

(Un)typisch für Mädchen
Eine Lehrstelle als Kraftfahr-
zeugtechnikerin ist für Mäd-
chen schwer zu finden. „Selten 
werden die Bewerbungen be-
antwortet, als Grund werden 

meistens bauliche Probleme 
genannt. Während der Prakti-
kumstage in den Betrieben wer-
den wir oft mit Aufgaben, die 
nicht das Geringste mit dem 
Lehrberuf zu tun haben, be-
traut. Manchmal geht das so 
weit, dass wir das Praktikum 
beenden müssen“, erzählen die 
Kraftfahrzeugtechnikerinnen. 
In der ÜBA fühlen sie sich wohl 
und freuen sich über spezielle 
Programme für Mädchen wie 
den Selbstverteidigungskurs 
und die Mädchenzeitung. Auch 
als Konfliktlotsinnen –  Bei-
stand von Jugendlichen für Ju-
gendliche – setzen sie sich ein.

Amela Muratović

Reportage: Lehrlinge

Sicherer Hafen
Überbetriebliche Lehrlingsausbildung ist oft die einzige Zukunftschance für Jugendliche.
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Für Mädchen ist es schwer, eine Lehrstelle 
als KFZ-Technikerin zu finden. In der ÜBA 
fühlen sie sich gut integriert.  
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Aus einem BMX-Rad 
wurde ein Chopper gebaut.

ÖGJ zu Besuch in der 
überbetrieblichen 
Lehrwerkstätte.

Khan Shahdath
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Zeitintensiv. Derzeit sind viele 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund in Berufen beschäf-
tigt, die nicht ihrer Qualifika-
tion entsprechen. Nur jede/r 
Fünfte mit fertigem Lehrab-
schluss, jede/r Vierte mit Ab-
schluss einer berufsbildenden 
Schule und jede/r Dritte mit 
Matura oder akademischer Bil-
dung lässt sich seine Qualifika-
tion anrechnen. 
„Vor einigen Jahren wollte ich 
meinen Abschluss als Tech-
nische Zeichnerin anerkennen 
lassen. Dass ich einen Hürden-
lauf hinter mich bringen muss, 
wurde mir erst später bewusst“, 
erzählt Fadila Hidic, gebürtige 
Bosnierin. Seit 1992 hat sie 
ihren Lebensmittelpunkt in 
Wien. Anfangs verdiente sich 
die alleinerziehende Mutter ihr 
tägliches Brot in einer Reini-
gungsfirma. Als sich ihre 
Deutschkenntnisse verbes-
serten, wechselte sie rasch ih-
ren Arbeitgeber und nutzte 

jede Chance zum beruflichen 
Aufstieg.

Zeiten ändern sich
Während Hidic auf der Suche 
nach einer neuen beruflichen 
Herausfordeung war, besorgte 
sie alle Unterlagen ihrer Schul- 
und Berufszeit in ihrem Hei-
matland, was sehr zeit- und kos-
tenaufwendig war. Danach ließ 
sie die Zeugnisse in Österreich 
übersetzen. „Mein Abschluss 
wurde anerkannt, jedoch hieß es 
zugleich, die Anforderungen 
hätten sich geändert, ich müsse 
noch viele Monate die Schul-
bank drücken, um hier diesen 
Beruf ausüben zu können“, sagt 
sie. Der Hürdenlauf ging weiter: 
etliche Behördenwege, zahl-
reiche Gespräche mit Profes-
soren – und zur gleichen Zeit 
einen neuen Job suchen, um 

über die Runden zu kommen, 
und sich um die Erziehung ihres 
Sohnes kümmern. „Zu dem 
Zeitpunkt war der Aufwand und 
das Risiko, weiter auf geregeltes 
Einkommen zu verzichten, zu 
hoch, also gab ich auf“, so Hidic. 
Diesen Umstand kritisiert auch 
die AK und fordert eine zentrale 
Anlaufstelle, eine begrenzte Ver-
fahrensdauer sowie angemes-
sene Verfahrens- und Ausbil-
dungskosten. 

Unterentlohnt
Eine AK-Studie belegt, dass 33 
Prozent der MigrantInnen und 
elf Prozent der Österreiche-
rInnen im Beruf weit unterhalb 
von dem, was sie können, ein-
gesetzt und auch entlohnt wer-
den. Nun soll die Anerkennung 
von im Ausland erworbenen 
Qualifikationen erleichtert und 

vor allem beschleunigt werden. 
Ende März wurde ein Maßnah-
menpaket vorgestellt, wonach 
auch diese Menschen die Chan-
ce bekommen sollen, ihrem 
Können entsprechend beschäf-
tigt zu werden. „Schon lange 
besteht dringender Handlungs-
bedarf und es ist gut, dass end-
lich Bewegung in die Sache 
kommt. Die muss für ein Ge-
samtkonzept genutzt werden, 
bei dem es nicht nur um 
 Hochschuldiplomatie geht“, 
sagt AK-Präsident  Herbert 
Tumpel. „Wir können es uns 
nicht leisten, so viel Wissen un-
genutzt zu lassen, und wir wol-
len auch nicht mehr zusehen, 
wie Tausende, die etwas kön-
nen, weit unter ihrem Qualifi-
kationsniveau entlohnt werden. 
Das ist auch eine Variante des 
Lohndumpings.“

Bildung: Abschlüsse anerkennen

Ewiger Hürdenlauf
Viel Wissen bleibt ungenutzt, weil die Wege der Bürokratie zu viel Zeit in Anspruch nehmen.
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Streit. Die Gigaliner entzweien 
die Gemüter im EU-Raum. 
Solche Riesen-Lkw mit bis zu 
25,25 Metern Länge und einem 
Maximalgewicht von 60 Ton-
nen sind bislang nur in einzel-
nen EU-Staaten zugelassen: in 
Schweden, Finnland, Däne-
mark, den Niederlanden und 
auf Teststrecken in Deutsch-
land. Ihr grenz überschreitender 
Einsatz ist verboten. Genau das 
will die Lkw-Lobby ändern – 
und sie fand einen Verbünde-
ten in EU-Verkehrskommissar 
Siim Kallas.

Griff in die Trickkiste
Um die Gigaliner-Gegner unter 
den Mitgliedsstaaten und EU-
Abgeordneten zu umgehen, 
wollte der Verkehrskommissar 
die grenzüberschreitende Zulas-

sung der Riesen-Lkw eigen-
mächtig erlauben. „Kallas ver-
suchte, in die gültige EU-Richt-
linie genau das Gegenteil davon 
hineinzuinterpretieren, was 
bislang gegolten hatte. Das war 
ein klassischer Kniefall vor der 
Straßenlobby“, berichtet der 
Verkehrsexperte der Gewerk-
schaft vida, Heinz Högelsberger. 
Umweltorganisationen und Ge-
werkschaften leisteten Wider-
stand. Zusätzlich ‚watschten‘ die 

EU-Abgeordneten im Verkehrs-
ausschuss den Kommissar für 
den Versuch, sie zu umgehen, 
verbal ab. Kallas erklärte darauf-
hin im März, seinen Plan zu 
‚überdenken‘. 

Nicht erledigt
„Wir bleiben wachsam“, sagt 
der Vorsitzende der Sektion 
Verkehr in der Gewerkschaft 
vida, Gottfried Winkler. Denn 
Gigaliner sind für die Umwelt 

schlecht, sie machen teure Stra-
ßenumbauten notwendig, ge-
fährden die Verkehrssicherheit, 
und sie bringen zudem für die 
ArbeitnehmerInnen nur Nega-
tives. „Durch die Monster-
trucks würden Tausende Ar-
beitsplätze im Gütertransport 
bei der Bahn verloren gehen“, 
warnt Winkler. Auch die Lkw-
LenkerInnen profitieren durch 
die Gigaliner nicht. Sie hätten 
noch mehr Verantwortung und 
Stress – ohne entsprechend bes-
sere Ausbildung oder höhere 
Entlohnung. 

Webtipp
Das ÖGB-Europabüro lässt in 
einem Video die Befürworte-
rInnen und die GegnerInnen  zu 
Wort kommen: www.youtube.

com/OEGBandAKeurope

EU: Lkw-Verkehr

Vormarsch der Gigaliner?
Heftiger Widerstand verhinderte vorerst die grenzüberschreitende Zulassung der Monstertrucks.

Zentrale Anlaufstelle, begrenzte 
Verfahrensdauer und nicht zu hohe

Verfahrens- und Ausbildungs-
kosten notwendig.
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Lohnrunden:

Im Web
Auf die jährliche Einkom-
menserhöhung gibt es kei-
nen gesetzlichen Anspruch. 
Das garantieren nur die Ge-
werkschaften. Sie verhandeln 
jedes Jahr hunderte Kollek-
tivverträge: Höhere Einkom-
men, Zulagen, Arbeitszeitre-
gelungen, Anrechnung von 
Karenzzeiten, Lehrlingsent-
schädigungen u. v. m. sind 
darin geregelt. Im Frühjahr 
2012 starteten wieder einige 
große Branchen in die Lohn- 
und Gehaltsverhandlungen. 
Informationen zu den ein-
zelnen Lohnverhandlungen 
gibt es auf den Internetseiten 
der Gewerkschaften, zu fin-
den auch über www.oegb.at

Bauwirtschaft:

Viel höher
Für die rund 130.000 Arbei-
terInnen in der Bauwirt-
schaft erhöhen sich die Löh-
ne in der Bauindustrie sowie 
im Baugewerbe um 4,2 
Prozent und in den Baune-
bengewerben um 4,15 Pro-
zent. Zudem wurde die Be-
steuerung des Urlaubszu-
schusses verbessert.

Industrie-Branchen:

Im Plus
Die Elektro-/Elektronik-
industrie machte Mitte 
März den Auftakt und läu-
tete den Frühjahrsreigen für 
die Kollektivvertrags-Ver-
handlungen der Gewerk-
schaften PRO-GE und 
GPA-djp für insgesamt 
mehr als 120.000 Beschäf-
tigte in der Industrie ein. Für 
die rund 50.000 Arbeitneh-
merInnen konnte eine Loh-
nerhöhung um bis zu 4,5 
Prozent erzielt werden, auch 
für die Textilindustrie wurde 
ein starkes Lohnplus er-
reicht. Die Verhandlungen 
für weitere Industriebereiche 
folgen demnächst.

Frauen:

Viel besser
Für FriseurInnen und die 
Beschäftigten in den SOS-
Kinderdörfern sowie Spedi-
tions- und Lagereibetrieben 
gibt es mehr Geld. Auch die 
kollektivvertraglichen Ein-
kommen der Beschäftigten 
im Gesundheits- und Sozi-
albereich steigen um 3,4 
Prozent. Im Gesundheits- 
und Sozialbereich können 
nun pro Karenz bis zu zwölf 
Monate angerechnet wer-
den, in der Metallindustrie 
sogar bis zu 16 Monate.

„Habe einen Hürdenlauf hinter 
mir.“ Fadila Hidic
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Verantwortung. Fünf- bis sechs-
mal pro Tag rückt Mario Leyer 
aus. Der gelernte Informatik-
Kaufmann, 32, arbeitet seit 13 
Jahren bei der Wiener Berufs-
feuerwehr und hat heute Mor-
gen schon einen Hund aus 
einem brennenden Zimmer 
gerettet. Keiner der jährlich 
35.500 Einsätze der Wiener 
Berufsfeuerwehr gleicht dem 
anderen. „Wir lernen täglich 
dazu und bleiben bis ins höhere 
Alter sportlich“, weiß Leyer. 
Rund zehn Nachtdienste muss 
er monatlich absolvieren: 
„Doch mir gefällt, dass ich Leu-
ten helfen kann.“ Um die Lauf-
bahn des Berufsfeuerwehr-
manns – unter den 1.700 Mit-
arbeitern sind auch drei Frauen 
– einschlagen zu können, gilt: 
eine abgeschlossene Ausbil-
dung, körperliche Top-Fitness. 
Das Minimum beim Aufnah-
metest: 2.000-Meter-Lauf in 
zehn Minuten, fünf Klimmzü-
ge (60 Prozent fallen durch). 

Sechs Jahre lang müssen die 
Feuerwehr-Athleten zum Leis-
tungscheck. Feuerwehrmann 
Leyer: „Wir sind nicht nur kör-
perlich und handwerklich ge-
schickt, wir können auch ko-
chen. Das habe ich auf der 
Feuerwache gelernt.“ Trotz der 
Gefahr ist der Beruf beliebt. Pro 
Jahr werden rund 60 Plätze frei, 
durch Umstrukturierungen ist 
das heuer nicht der Fall – auf 
der Warteliste finden sich be-
reits 250 Menschen. 

Vorsicht angesagt
„Wer den Schlauch auslässt, 
findet nicht mehr raus“, erklärt 
Brandmeister und Personalver-
treter Heinz Altenburger. Der 
Wasserschlauch ist wie der Ari-
adnefaden für Theseus (Held in 
der griechischen Mythologie). 
Altenburger, gelernter Maler 
und Anstreicher, ist seit 21 Jah-
ren in der Wiener Berufsfeuer-
wehr und weiß genau, wovon er 
spricht. „Ein brennendes Ge-

bäude muss meist in gebückter 
Haltung, bei extremer Hitze oft 
auch kriechend betreten wer-
den – Sicht gleich null.“ Bei 
einem Sturz in die Tiefe rettete 
ihn einzig sein im Dach ver-
keiltes Atemschutzgerät vor 
dem Flammenmeer. An die 
Grenzen ihrer nervlichen Be-
lastbarkeit gehen Feuerwehr-
männer bei Taucheinsätzen, 
Unfällen mit Schnellbahn-
surfern und Verkehrsunfällen: 
„Sie arbeiten neben einer ein-
geklemmten Person, die vor 
Schmerz wimmert oder schreit, 
bis die Spritzen des Rettungs-
arztes wirken, trotzdem müssen 
wir 100-prozentig konzentriert 
unsere Leistung bringen.“ In 
Wien gehören die Florianijün-
ger zu den Beamten, in den 
Bundesländern sind sie teilwei-
se Angestellte oder Vertragsbe-
dienstete. Brandmeister Alten-
burger ist Klischees leid: „Ich 
weiß nicht, weshalb sich die 
Leute über die Beamten aufre-
gen. Wenn ich heute auf das 
Finanzamt gehe, warte ich ma-
ximal eine halbe Stunde, nicht 
wie früher einen halben Tag.“ 

Action im Kopf
Beamten-Vorurteile schätzen 
auch die MitarbeiterInnen der 
Agentur für Gesundheit und 
Ernährungssicherheit (AGES) 
wenig. In ganz Österreich sind 
1.300 MitarbeiterInnen – da-
von mehr als die Hälfte Frauen 
– emsig im Einsatz. Ein hoher 
Anteil der AGES setzt sich aus 
AkademikerInnen (Medizine-
rInnen, PharmazeutInnen, 
Bio logInnen und Veterinä-

rInnen) zusammen. „Bei uns 
sind Beamte Angestellte, für die 
das Vertragsbediensteten-Ge-
setz noch gilt, und Angestellte 
nach einem Kollektivvertrag“, 
erklärt Richard Cejka-Scheidl, 
der als Betriebsratsvorsitzender 
der AGES Medizinmarktauf-
sicht 350 Kolleginnen und 
Kollegen vertritt. Unter ihre 
Aufgaben fällt die Zulassung 
neuer Arzneimittel. Das erfor-
dert genaueste Prüfungen: „Die 
in unserem Geschäftsfeld arbei-

tenden Kolleginnen und Kolle-
gen haben Dinge oft bis in die 
feinste Wurzel zu durchleuch-
ten. Das ist Action im Kopf.“ 
Wichtig ist ein sauberes und 
korrektes Arbeiten nicht nur im 
Labor, sondern auch bei der 
Überprüfung der eingereichten 
Unterlagen. Fehler hätten da-
bei weitreichende Konse-
quenzen. Einfach korrekt, und 
garantiert nicht faul!

Christian Resei

Reportage: Für die Menschen im Einsatz

Korrekt, aber nicht faul
Über BeamtInnen wird schnell mit altgedienten Klischees geurteilt. Nur zwei Beispiele, die das Gegenteil beweisen.
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Feuerwehrmänner und -frauen gehen 
oft an ihre Grenzen, um Menschenleben 

zu retten.

Bei jedem Einsatz 100 Prozent  gefordert: 
Täglich wird trainiert und gelernt.

Kein Einsatz gleicht dem anderen: „Wir 
lernen täglich dazu und bleiben bis ins 

höhere Alter sportlich.“



6 Solidarität 940 • Mai 2012R E C H T

Recht: Einstufungen überprüfen

Von Anfang an richtig eingestuft
Viel Geld geht verloren, wenn man nicht für die Arbeit bezahlt wird, die man macht.

Einkommen. In Österreich gibt 
es klare Spielregeln für die Be-
zahlung: Kollektivverträge re-
geln die Mindestlöhne und 
Mindestgrundgehälter in fast 
allen Branchen. Je nach Tätig-
keit, Qualifikation und Dauer 
des Arbeitsverhältnisses gibt es 
unterschiedliche Einstufungen.
Bei der Einstufung kommt es 
immer wieder zu Fehlern: Vor-
dienstzeiten werden gar nicht 
oder falsch angerechnet, oder 

die Einstufung entspricht nicht 
der tatsächlichen Tätigkeit. 
Durch eine falsche Einstufung 
zu Beginn eines Arbeitsverhält-
nisses entstehen Verluste, die 
sich innerhalb weniger Monate 
und Jahre zu riesigen Beträgen 
summieren. Dazu ein Beispiel: 
Eine Beschäftigte im Gesund-
heits- und Sozialbereich 
(BAGS-KV) wird fälschlicher-
weise in der Verwendungsgrup-
pe (VG) 2 statt in der VG 3 

eingestuft. Sie verliert aufgrund 
dessen monatlich 75,40 Euro 
brutto, in einem Jahr sind das 
schon über 1.000 Euro brutto. 
Auch die prozentuelle jährliche 
Gehaltserhöhung wird vom zu 
niedrigen Gehalt berechnet, 
dadurch entstehen weitere 
 Verluste.

Frauen benachteiligt
Die Gewerkschaft der Privat-
angestellten, Druck, Journalis-
mus, Papier (GPA-djp) machte 
Anfang April im Rahmen einer 
österreichweiten Aktionswoche 
unter dem Motto „Richtig ein-
gestuft. Von Anfang an!“ auf das 
Thema Einstufungen aufmerk-
sam. Eine Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstituts IFES 
bestätigte der GPA-djp, dass 
rund ein Drittel aller Arbeit-
nehmerInnen falsch eingestuft 
ist, Frauen sind besonders be-
troffen. „Die Einkommensver-
luste, die durch falsche Einstu-
fungen oder mangelhafte An-
rechnung von Vordienstzeiten 
entstehen, können beträchtlich 
sein und sind vor allem oft ein 
ganzes Berufsleben lang nicht 
mehr aufzuholen“, erklärte 
GPA-djp-Vorsitzender Wolf-
gang Katzian. 

Zug nicht abfahren lassen
Es gibt mehrere Schrauben, an 
denen man drehen muss, um 
dieser Benachteiligung entge-
genzuwirken. Die Gewerk-
schaft GPA-djp fordert unter 
anderem den Wegfall der Ver-
fallsfrist von Vordienstzeiten. 
Im Handel beträgt diese Frist 
beispielsweise ein Jahr – so lan-
ge hat der/die ArbeitnehmerIn 
bei einem Jobwechsel Zeit, auf 
eine falsche Anrechnung auf-
merksam zu machen. „Danach 
ist die Geltendmachung der 
Ansprüche nicht mehr mög-
lich, der Zug für arbeitsgericht-
liche Klagen ist sozusagen abge-
fahren“, so Katzian. Und weiter: 
„Diese Verfallfristen müssen 
daher bei falscher Einreihung 
oder falscher Berücksichtigung 
von Vordienstzeiten raus aus 
den Arbeitsverträgen, Betriebs-
vereinbarungen und Kollektiv-
verträgen!“
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MITTEN IM LEBEN 
HAT EIN KONTO EINE
FERNBEDIENUNG.

Mitten im Leben.  www.bawagpsk.com  

Die Bank zum Mitnehmen.
Mit der neuen eBanking App der BAWAG P.S.K. erledigen Sie Ihre Bankgeschäfte jederzeit  
bequem und sicher vom Smartphone aus. Einfach kostenlos im Android Market oder im  
iTunes Store downloaden.

DIE NEUE eBANKING APP

GRATIS

ZU IHRER

KONTOBOX!QR-Code scannen – 
App direkt downloaden!

A R B E I T S W E LT

Arbeitskräfteüberlassung: Betriebsräte am Wort

Zeitarbeit im Vormarsch
Von schwarzen Schafen und einem schlechten Image von 75.000 Beschäftigten.

Große Fortschritte. Arbeitneh-
merInnen zweiter Klasse. Skla-
vInnen der modernen Zeit! – 
Zwei sehr extreme, aber immer 
wieder verwendete Vergleiche, 
wenn von ZeitarbeiterInnen die 
Rede ist. Es geht dabei um rund 
1.952 Überlasserbetriebe, die 
am Stichtag 31. Juli 2011 
74.783 LeiharbeiterInnen an 
Beschäftigerbetriebe überlassen 
haben. Das entspricht 2,3 Pro-
zent aller unselbstständig Er-
werbstätigen. Ein Drittel der 
ZeitarbeiterInnen arbeitet in 

der Industrie, ein Drittel im 
Gewerbe und der Rest in ver-
schiedenen Bereichen, darunter 
Gesundheitswesen, Tourismus 
und Banken. Aber was ist dran 
an den vielen Vorwürfen gegen 
die große Branche? 

Viel hat sich verbessert
Hermann Aigner, Vorsitzender 
des Konzernbetriebsrates der 
Miba AG, setzt sich seit 17 Jah-
ren mit dieser Thematik ausei-
nander. Der Autozulieferer mit 
Sitz in Laakirchen (OÖ) be-

schäftigt an den österreichi-
schen Standorten aktuell rund 
1.670 ArbeitnehmerInnen und 
270 Leasingkräfte. „In den letz-
ten Jahren hat sich viel verbes-
sert, besonders der Kollektiv-
vertrag für ZeitarbeiterInnen 
im Jahr 2002 brachte große 
Fortschritte“, erzählt Aigner 
von seinen Erfahrungen. Die 
Zusammenarbeit zwischen der 
Stammbelegschaft und den 
ZeitarbeiterInnen beschreibt er 
als gut. Freiwillige Leistungen 
des Unternehmens, wie etwa 

die Teilnahme an der Weih-
nachtsfeier und ein Weih-
nachtspaket, die noch vor Jah-
ren undenkbar für Leasingkräf-
te waren, bekommen diese 
mittlerweile. Für die Leihar-
beitnehmerInnen mit Migrati-
onshintergrund bietet das Un-
ternehmen Sprachkurse.
„Trotz allem gibt es aber immer 
wieder Probleme mit der Einstu-
fung in den KV, und den Zeit-
arbeiterInnen stehen keinerlei 
innerbetriebliche Zulagen zu – 
etwa Schichtzulagen am Wo-

Hermann Aigner: Trotz vieler 
Verbesserungen gibt es immer 
wieder Probleme, etwa bei der 

Einstufung in den Kollektivvertrag.
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chenende“, verdeutlicht Aigner, 
dass es noch viel zu tun gibt. Und 
dazu zählt auch das Problem bei 
den Betriebsratsumlagen. „Wir 
machen bei der Betreuung von 
Stammbelegschaft und Leasing-
kräften keinen Unterschied, es 
sind alle zur Gänze in den be-
triebsrätlichen Sozialleistungen 
eingegliedert. Aber die Mehrheit 
der Leiharbeitsfirmen zahlt die 
Betriebsratsumlage nicht“, ist 
 Aigner ratlos, wie er diese 
Schwierigkeit allein bei sieben 
verschiedenen Leasingfirmen 
am Standort Vorchdorf organi-
satorisch bewältigen soll. Auf die 
Frage, wie man weitere Fort-
schritte bei der Arbeitskräfte-
überlassung erreichen kann, 
nennt er mehr Betriebsräte in 
den Leiharbeitsfirmen.

Austria Gütezeichen
Und dem stimmt auch Klaus 
Mayrhofer, Betriebsratsvorsit-
zender der TTI Personaldienst-
leistung GmbH, zu: „Einzelne 
schwarze Schafe in unserer 
Branche sorgen für das schlech-
te Image, aber wenn es in Lea-
singbetrieben einen eigenen 
Betriebsrat gibt, dann sorgt der 
dafür, dass die gesetzlichen Re-
gelungen eingehalten werden.“ 
In Zukunft wird auch das „Aus-
tria Gütezeichen für Arbeits-
kräfteüberlasser“ korrekte Leih-
arbeitsfirmen auszeichnen.

Sabrina Kainrad
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Gesetz in Kraft. Seit März 2011 
müssen Stellenanzeigen auch 
Lohn- und Gehaltsangaben 
enthalten, das regelt das Gleich-
behandlungsgesetz. Was aller-
dings fehlt, sind spürbare Stra-
fen, wenn das nicht befolgt 
wird. „Offensichtlich halten 
sich Arbeitgeber nur an Ge-
setze, wenn sie mit Strafen be-
droht werden“, sagt ÖGB-
Frauenvorsitzende Brigitte 
Ruprecht dazu. 

Fraueneinkommen: Mehr tun

Nur Strafe wirkt
Lohn- und Gehaltsangaben in Stelleninseraten müssen auch bei Ländern Pflicht werden.

Private Großbetriebe halten 
sich mittlerweile fast lückenlos 
an die Regelungen des Gleich-
behandlungsgesetzes. Öffent-
liche Bereiche, etwa Universi-
täten, sind allerdings säumig, 
weil ihnen keine Konsequenzen 
drohen. „Und für Länder und 
Gemeinden gilt die Pflicht zur 
Stellenausschreibung mit Ge-
haltsangabe überhaupt nicht – 
völlig unverständlich“, sagt 
Ruprecht. Die ÖGB-Frauen 

Schon im Jänner 2012, als die 
Strafen in Kraft traten, hielten 
sich knapp 83 Prozent daran. 
Um die gültigen Regeln besser 
durchsetzen zu können, fordert 
Ruprecht höhere Strafen: „Die 
derzeitigen 360 Euro Höchst-
strafe zahlen die Betriebe aus 
der ‚Portokassa‘. Vor allem, 
wenn man bedenkt, dass sie sich 
durch Nichteinhaltung des Ge-
setzes deutlich höhere Beträge 
sparen können.“ Damit Übel-
täterInnen besser verfolgbar 
sind, müssten auch Gewerk-
schaften und Arbeiterkammern 
Verstöße anzeigen dürfen, nicht 
nur Betroffene sowie die Gleich-
behandlungsanwaltschaft.

Studie
Die AK untersuchte von Jänner 
bis März 2012 Einkommensan-
gaben in Stelleninseraten in vier 
Tageszeitungen und fünf On-
linebörsen: Insgesamt 86 Pro-
zent von 9.067 Inseraten gaben 
das Gehalt an. Bei genauerer 
Betrachtung hielten sich 95,5 
Prozent der Großbetriebe, 83,6 
Prozent der Personalvermittle-
rInnen und 69,8 Prozent der 
Klein- und Mittelbetriebe an 
das Gesetz. Nur 32 Prozent der 
im öffentlichen Bereich und für 
Universitäten ausgeschriebenen 
Stellen enthielten eine Informa-
tion zum Einkommen.

Forderungen
· AlleUnternehmen sollen sich 
künftig an die gesetzlichen Vor-
schriften halten.
· Auch in den Ländern muss es 
die Verpflichtung zur Angabe 
des Einkommens bei Stellen-
ausschreibungen geben.
· Bisher gilt die Verpflichtung 
zur Gehaltstransparenz nur für 
Unternehmen mit KV oder ge-
setzlichem Gehaltsschema. Die 
Einkommenstransparenz muss 
zukünftig auch für Betriebe gel-
ten, die keinem Kollektivver-
trag unterliegen.
· Das Gesetz muss auch für 
freie Dienstverhältnisse gelten.
· Gewerkschaften und AK 
müssen die Möglichkeit erhal-
ten, Anzeigen zu machen, um 
eine effektive Vertretung der 
ArbeitnehmerInneninteressen 
zu ermöglichen.
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EU-Beschäftigungspaket:

Taten nötig
„Angesichts der Rekord-
arbeitslosigkeit in der EU ist 
die neue Beschäftigungs-
initiative der Kommission 
längst überfällig“, so ÖGB-
Präsident Erich Foglar zum 
Beschäftigungspaket. „Die 
in Aussicht gestellten Vor-
schläge müssen zügig und 
mit den notwendigen Mit-
teln konkret umgesetzt wer-
den. Bloße Ankündigungen 
reichen nicht mehr aus, wir 
brauchen Taten“, drängt er 
zu konkreten Schritten. Für 
mehr Beschäftigung braucht 
es einen Kurswechsel in der 
Wirtschaftspolitik.

fordern die Ausweitung auf alle 
Arbeitgeber.

Höhere Strafen
Dass ohne Strafandrohung 
nichts läuft, zeigt der Vergleich 
mit dem Vorjahr, als die Lohn-/
Gehaltsangabe zwar verpflich-
tend war, die Nichteinhaltung 
aber noch keine Bestrafung zur 
Folge hatte: Ende 2011 entspra-
chen gerade fünf Prozent der 
Stelleninserate dem Gesetz. 

ÖGB-Frauenvorsitzende 
Brigitte Ruprecht
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Ratgeber. „Stellen wir uns ein-
mal vor, wir müssten selbst be-
zahlen, was der Sozialstaat alles 
für uns leistet“, sagte ÖGB-
Präsident Erich Foglar beim 
Auftakt der Kampagne „Sozial-
staat fairbessern“. Foglar kriti-
sierte auch, dass für manche 
zum Schuldenabbau der Sozial-
staat herhalten soll: „Sparen ist 
sehr modern, aber keiner fragt 
sich, was hab ich denn dann 
konkret nicht mehr.“

Wichtige Informationen
Einen guten Überblick über die 
wichtigsten Sozialleistungen 
gibt das Lexikon „Sozialleistun-
gen im Überblick. Sozialstaat 

Stunden reduzieren. 5,5 Milli-
onen Überstunden wurden laut 
Eurostat im dritten Quartal 
2011 in Österreich geleistet – 
teilweise auch unbezahlt. „Die 
Entwicklung neuer Arbeitszeit-
modelle ist überfällig“, stellt 
Rainer Wimmer, Vorsitzender 
der Produktionsgewerkschaft 
(PRO-GE), fest. Ziele einer 
modernen Arbeitszeitgestal-
tung müssten mehr Mitbestim-
mung der Betroffenen und ge-
nerell kürzere Arbeitszeiten 
sein. „Arbeitszeitverkürzung 
sichert Lebensqualität und Ar-
beitsplätze“, sagt Bernhard 
Achitz, Leitender Sekretär des 
ÖGB. Außerdem vernichtet die 
Verkürzung der Arbeitszeit kei-
ne Arbeitsplätze, wie in den 
Angst- und Panikträumen der 

Österreich.“ Dieser jährlich 
aktualisierte Ratgeber bietet 
einfachen Zugang zu den wich-
tigsten Informationen über die 
zentralen Sozialleistungen in 
Österreich: von der Familien-
beihilfe bis zur Alterspension, 
von der Rechtsgrundlage und 
Finanzierung der jeweiligen 
Leistung bis hin zu Anspruchs-
voraussetzungen und prak-
tischen Hinweisen zur Antrag-
stellung. 
Dass das Lexikon jedes Jahr ak-
tualisiert werden muss zeigt, 
wie viel im Sozialbereich stän-
dig in Bewegung ist. Das Netz 
der sozialen Sicherheit ist au-
ßerdem höchst komplex. Bei 

Industrie, im Gegenteil: Zehn 
Prozent weniger arbeiten schafft 
90.000 zusätzliche Arbeitsplät-
ze, die Arbeitslosigkeit würde 
sinken. 

Vorteile für alle
„Als Einstieg in die Arbeitszeit-
verkürzung könnte man damit 
beginnen, die Überstunden zu 
reduzieren, indem man sie für 
die Arbeitgeber teuerer macht. 
Um einen Euro pro Überstun-
de, der jeweils zur Hälfte an 
Arbeitslosen- und Krankenver-
sicherung fließen sollte“, so 
Achitz. Die Kollektivverträge  
geben eine Vielzahl an mög-
lichen Modellen her, diese blei-
ben jedoch nach wie vor unge-
nutzt. Stattdessen werden die 
Rufe nach Arbeitszeitflexibili-

sehr vielen Fragen können nur 
mehr Expertinnen und Exper-
ten erklären, wie man Zugang 
zu bestimmten Sozialleistungen 
bekommt. Das Lexikon bietet 
eine Orientierungshilfe bei der 
Inanspruchnahme von Sozial-
leistungen an, möchte aber 
auch einen Beitrag zur Rechts- 
und Sozialpolitik leisten. 
Denn vor jeder Weiterentwick-
lung der Sozialgesetzgebung 
braucht es zunächst eine Stand-
ortbestimmung. Das Nach-
schlagewerk richtet sich daher 
auch an all jene, die an den 
unterschiedlichsten Stellen  
Einfluss auf die Sozialgesetzge-
bung ausüben. 

sierung immer lauter, aber da 
werden die Gewerkschaften 
nicht mitspielen. So wie die 
Forderung nach Arbeitszeitfle-
xibilisierung kann ÖGB-Präsi-
dent Erich Foglar auch das Ar-
gument, kürzere Arbeitszeiten 
wären schädlich für den Stand-
ort, nicht nachvollziehen. Das 
Gegenteil ist doch der Fall: 
Wenn durch kürzere Arbeits-
zeiten der Arbeitsdruck wegfällt 
und die Beschäftigten gesünder 
und weniger unfallanfälliger 
sind, dann profitieren nicht nur 
die Menschen, sondern es pro-
fitiert zudem der Standort. 

Gesundheitsrisiko
Ein klares Bild über die gesund-
heitlichen Auswirkungen bei 
unregelmäßigen und langen 

Arbeitszeiten lieferte eine IFES-
Befragung im Auftrag der PRO-
GE. Anhand der Ergebnisse 
wird deutlich, dass vor allem 
regelmäßige Nachtarbeit und 
überlange Arbeitszeiten das 
Krankheitsrisiko zum Teil be-
trächtlich erhöhen können. 
„Leistungsdruck und Arbeits-
belastung sind so hoch wie 
schon lange nicht mehr“, sagt 
Wimmer. „Jetzt ist der richtige 
Zeitpunkt, mit kürzeren Ar-
beitszeiten die Gesundheit der 
Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer und gleichzeitig die 
Beschäftigung zu fördern.“ 
Auch die geplante Anhebung 
des faktischen Pensionsantritts-
alters wird nur dann gelingen, 
wenn die Menschen länger ge-
sund bleiben.
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Mit kürzeren Arbeitszeiten die Gesundheit der 
ArbeitnehmerInnen und gleichzeitig die 

Beschäftigung fördern.

Kicken mit Stars:

Camps 2012
Die Starcamps der Gewerk-
schaft GdG-KMSfB und 
der Vereinigung der Fußbal-
ler finden auch heuer wieder 
in ganz Österreich statt. 
Tagescamps von Montag bis 
Freitag (9.00 bis 17.00 Uhr) 
werden um 99 Euro ange-
boten, Nächtigungscamps 
von Sonntag bis Freitag 
mit Übernachtung um 149 
Euro. Die TeilnehmerInnen 
erhalten einen Ball und ein 
T-Shirt von Puma sowie ei-
ne Trinkflasche und einen 
Gutschein von Hervis. Ab-
gerundet wird jedes Star-
camp durch den Besuch 
eines aktuellen Bundesliga-
spielers. 
Weitere Informationen und 
Anmeldemöglichkeit unter: 
www.starcamps.at 

Arbeitsmarkt:

Kein Ansturm
„Die ÖsterreicherInnen se-
hen die Auswirkungen der 
Arbeitsmarktliberalisierung 
durchaus gelassen“, sagte 
Paul Schmidt, Leiter der 
Österreichischen Gesell-
schaft für Europapolitik 
(ÖGfE), anlässlich einer 
ÖGfE-Umfrage. „Eine 
Mehrheit (58 Prozent) sieht 
ein Jahr nach der Arbeits-
marktöffnung keinen 
starken Zuzug von Arbeits-
kräften aus unseren Nach-
barländern. Nur eine Min-
derheit sorgt sich um den 
eigenen Arbeitsplatz. Die 
Wirksamkeit des Lohn-
dumping-Gesetzes wird 
positiv beurteilt.“ Laut So-
zialministerium sind mit 
Ende Februar 2012 – gegen-
über dem Vorjahr – nur 
24.187 ArbeitnehmerInnen 
zusätzlich aus jenen acht 
EU-Ländern zu uns gekom-
men, für die sich der hei-
mische Arbeitsmarkt mit 
1. Mai 2011 geöffnet hat. 
Der stärkste Zuwachs ist auf 
ArbeitnehmerInnen aus 
Ungarn zurückzuführen 
(plus 11.097). Zum Ver-
gleich: Slowakei plus 4.631 
und Tschechische Republik 
plus 1.444. 
Im Vorfeld der Arbeits-
marktöffnung hat sich der 
ÖGB für ein Lohn- und 
Sozialdumpinggesetz stark-
gemacht, das zu niedrige 
Entlohnung unter Strafe 
stellt und somit alle Arbeit-
nehmerInnen schützt. 
Am 7. Mai wird über die 
Arbeitsmarktöffnung im 
Rahmen einer Veranstal-
tung Bilanz gezogen. 
Informationen unter: 
www.arbeitsmarktoeffnung.at

Buchtipp: Lexikon Sozialstaat

Hier gibt’s Hilfe
Jährlich aktualisierter Wegweiser zu den Sozialleistungen.

Arbeitszeit: Neue Modelle notwendig

Gesund länger arbeiten
Erster Schritt zu kürzeren Arbeitszeiten: Überstunden teurer machen.
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Macht. In Brüssel laufen die 
großen Geschäfte. Rund 80 
Prozent der gesamten Gesetzge-
bung, die direkten Einfluss auf 
den Alltag der europäischen 
Bürgerinnen und Bürger hat, 
wird in Brüssel initiiert. 2.500 
Lobbyorganisationen sind in 
Europas Hauptstadt angesie-
delt und 15.000 LobbyistInnen. 
Der im März 2012 ins Kino 
gekommene Doku-Thriller 
„The Brussels Business“ von 
Friedrich Moser und Matthieu 
Lietaert dringt in die Grauzone 
der europäischen Demokratie 
vor. Die Autoren und Regis-
seure nehmen das Publikum 
mit auf eine Reise in die Welt 
der LobbyistInnen und ihrer 
Netzwerke der Macht sowie 
ihrer engen Verflechtungen mit 
den politischen Eliten. 

Transparenz fehlt!
„Der Film ist kein Aktivisten-
film, der von bösen Konzernen 

in den vergangenen Jahren ge-
schafft, einige Verschlechte-
rungen für die ArbeitnehmerIn-
nen abzuwehren, zum Beispiel 
die Arbeitszeit-Richtlinie. „Ge-
werbliche Lobbyisten und Sozi-
alpartner dürfen nicht gleichge-
setzt werden“, sagt Bernhard 
Achitz, Leitender Sekretär des 
ÖGB. „Es muss ein Unterschied 

Unersetzlich. Sie ist süß und 
sorgt für Schärfe, sie macht Sau-
cen sämig und gibt Suppen 
Farbe. Als Tee aufgegossen, be-
kämpft sie Erkältungen, ausein-
andergeschnitten und auf das 
Ohr aufgelegt, empfehlen sie 
Medikamentenverächter als 
Schmerzmittel. Den Arbeitern 
beim Bau der ägyptischen Pyra-
miden war sie Lohn und 
Grundnahrungsmittel, in In-
dien hängt der Wahlausgang 
auch heute noch von ihrem 
Preis ab. In der mitteleuropä-
ischen Küche ist sie unentbehr-
lich – und trotzdem führt sie ein 
Schattendasein: Mit der Zwie-
bel werden Salate und Schmalz-
brote gewürzt, sie krönt geröstet 
das Erdäpfelpüree, sie wird für 
Suppen und Risottos ange-
schwitzt und für Gulasch sowie-
so, aber im Vordergrund darf sie 
nie stehen.

International
Deshalb ein paar Ideen, wie die 
unscheinbare Küchenzwiebel 
ganz pur zur Geltung kommt. 
Etwa als Salat: rote Zwiebeln in 
Ringe hobeln, eventuell in 
kaltes Wasser legen (das nimmt 
die Schärfe), mit Zitronensaft 
und Olivenöl marinieren. Dann 
entscheiden: griechisch mit 
Oregano und Pimentpulver ab-
schmecken oder türkisch mit 

Mahlzeit: Zwiebel

Wirkt wie Pfefferspray
Einmal nicht als Würzzutat, sondern als wesentliches Geschmackselement: die Küchenzwiebel. 

frischer Petersilie und Sumach 
würzen. Oder mit Satar, der in 
Israel und in arabischen Län-
dern verbreiteten Mischung aus 
geröstetem Sesam, Thymian 
und anderen Kräutern, die man 
in Öster reich bei orientalischen 
Geschäften und Marktständen 
bekommt. 

Viele Möglichkeiten
Getränkeempfehlung: Ayran, 
frisch gemixt aus Joghurt, Was-
ser, Salz und vielleicht Anis oder 

frischen Minzeblättern. Es geht 
natürlich auch mit Hitze. Klei-
ne Schalotten vorsichtig schä-
len, sodass die Wurzelansätze 
heil bleiben, damit die Zwie-
beln später nicht auseinander-
fallen. Rundherum in Olivenöl 
anbraten, mit braunem Zucker 
karamellisieren, mit Balsamico 
und einem Spritzer Zitronen-
saft ablöschen, mit einem hal-
ben Liter Rotwein aufgießen, 
mit Zitronenschale würzen und 
die Schalotten weich kochen, 

Im Kino: Eine andere Geschichte über die EU

„The Brussels Business“
Dokumentarfilm taucht in die Welt des Lobbying ein und beleuchtet dessen immensen Einfluss auf die EU-Politik.

bis die Sauce schön dickflüssig 
ist. Passt wunderbar zu Käse. 
Eine weitere Möglichkeit wäre: 
mit Weißwein, ein bisschen 
Honig und Salbeiblättern im 
Rohr schmoren.

Was hilft gegen Tränen?
Und dann gibt es noch das 
Zwiebelschneidproblem: Pro-
panthial-S-Oxid. Dieser Stoff 
wirkt wie Pfefferspray. Um den 
Tränenfluss zu stoppen, kursie-
ren zahlreiche Tipps und Tricks 

Ohne Zwiebel geht´s 
nicht, und trotzdem 

führt sie ein 
Schattendasein.

spricht. Mit dem Film wollen 
wir die Menschen in diese Welt 
einführen. Denn ohne Lobby-
ing geht es nicht. Das Problem 
bei Lobbying ist nur, wenn es 
heimlich abläuft. Wenn Lobby-
ing öffentlich ist und transpa-
rent, wenn jeder weiß, wer dort 
sitzt und für wen er dort sitzt, 
dann ist es o.k. Wo ich Bauch-
weh bekomme, ist, dass die 
BürgerInnen nicht mitreden 
können“, erzählt Regisseur 
Friedrich Moser. 

Wer dominiert?
Schätzungen zufolge sind über 
95 Prozent der LobbyistInnen 
in Brüssel der Industrie und 
Wirtschaft zuzuschreiben, we-
niger als fünf Prozent vertreten 
die Interessen der Arbeitneh-
merInnen im weitesten Sinne. 
Das sieht man etwa bei der 
Verhinderung der Finanz-
marktregulierung. Wiederum 
haben es auch Gewerkschaften 

gemacht werden zwischen Fir-
men, die für Geld im Auftrag 
Dritter Lobbying betreiben, 
und Institutionen des Sozialen 
Dialogs, wie der ÖGB eine ist. 
Lobbyisten vertreten einzelne 
Unternehmen, sind heute für 
eine, morgen für eine andere 
Firma tätig. Hier braucht es 
verpflichtende Transparenz, die 

(Zwiebel zehn Minuten ein-
frieren, Mund voll Wasser neh-
men, eine Kerze anzünden, ...) 
und sie sind alle ähnlich wir-
kungslos. Besser die schleim-
hautreizende Wirkung einfach 
hinnehmen – oder wie einst 
Shakespeare trickreich für sei-
ne Zwecke nutzbar machen: 
„Versteht der Knabe nicht die 
Frauenkunst, schnell einen 
Tränenschauer zu gebieten, 
wird eine Zwiebel ihm behilf-
lich sein ...“

Florian Kräftner

Bill Laws: Zwiebel, Safran, Fin-
gerhut. 50 Pflanzen, die unsere 
Welt verändert haben. Gersten-
berg, 224 S., 25,70 Euro. 
Zu bestellen in der ÖGB-Fach-
buchhandlung: 
fachbuchhandlung@oegbverlag.at
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die Sozialpartner längst haben, 
denn bei uns weiß jeder, wessen 
Interessen wir vertreten“, so 
Achitz weiter. 

Mehr über den Film und ein 
Kinofinder unter: 
www.thebrusselsbusiness.eu

Amela Muratović
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Wer zieht die Fäden in der EU und 
wie transparent geschieht das?
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Einst und Jetzt. Als die Nachbarn 
ausziehen, verkünden sie freu-
destrahlend: „Wir ziehen nach 
Irland, da haben wir bessere 
Jobaussichten und verdienen 
mehr.“ Das war Anfang der 
1990er-Jahre. Die Insel galt als 
„keltischer Tiger“, in Anleh-
nung an die wirtschaftlich boo-
menden Staaten in Ostasien. 
Mithilfe der EU-Regionalför-
derung kurbelte die kleine Re-
publik (4,6 Millionen Einwoh-
nerInnen) die Wirtschaft an, 
viele US-Firmen installierten 
dort ihre Europa-Niederlas-
sung, etwa die Internet-Riesen 
Facebook oder Google. Letzte-
rer lenkt von der Hauptstadt 
Dublin aus sein gesamtes Euro-
pa- und Asien geschäft. 

Einfacher beim Nachbarn
Jetzt hat der „keltische Tiger“ 
ausgebrüllt. Zwar liegt die Un-
ternehmenssteuer nach wie vor 

gleichszeitraum von 8.616 auf 
10.861 gestiegen – in Großbri-
tannien sogar von 120.775 auf 
143.871. Das ist mit Abstand 
die höchste Zahl an Privatkon-
kursen in Europa.

Unterschiedliche Gesetze
In grenzüberschreitender Koo-
peration müssen alle EU-Staa-
ten die Insolvenzgesetze unter-
einander anerkennen. Dass die 
Konkursbestimmungen für 
Firmeninhaberinnen und Fir-
meninhaber sowie Privatper-
sonen EU-weit noch nicht 
vereinheitlicht wurden, lag bis-
her am Widerstand der Länder. 
Das Insolvenzverfahren zu lo-
ckern war bereits eine Forde-
rung der EU und des Internati-
onalen Währungsfonds an Ir-
land im Zuge des Finanzhilfe-
pakets.

Heike Hausensteiner

Pubs schließen, 
Immobilienpreise fallen, 
die Arbeitslosigkeit 
steigt und immer 
mehr Menschen 
melden Konkurs in 
Großbritannien an. 

Europa: Änderungen notwendig

Im Würgegriff der Troika
Menschen leiden an den Folgen der Krise, neue Initiative gegen die aktuelle EU-Politik gestartet.

bei nur 12,5 Prozent. Doch es 
herrscht Rezession: Nicht nur 
Pubs schließen reihenweise, 
sondern die Immobilienpreise 
fallen, die Arbeitslosenquote 
steigt (14,3 Prozent) – und wer 
seine Schulden oder Kreditra-
ten nicht mehr zahlen kann, 
meldet Konkurs in Großbritan-
nien an. Selbiger ist nämlich in 
der Republik Irland verpönt 
und mit sehr strengen Auflagen 
verbunden. Daraus hat sich in-
zwischen ein „Konkurs-Touris-
mus“ ins Nachbarland entwi-
ckelt. Für ein paar Tausend 
Euro leistet etwa die britische 
Firma „Irish Bankruptcy“ Hil-
fe. Auf ihrer Website gibt sie 
Ratschläge für Konkurstouris-
tInnen und solche, die es noch 
werden wollen. Einzige Bedin-
gung ist, dass die Schuldne-
rInnen ihren Lebensmittel-
punkt – vorübergehend – nach 
Großbritannien verlegen. Dort 

gibt es kein Gerichtsverfahren, 
nach ein paar Monaten kann 
man wieder ein Unternehmen 
gründen. Die Kosten für das 
Prozedere sind vergleichsweise 
niedrig. In der Republik Irland 
bedeutet Konkurs ein Gerichts-
verfahren, das Jahre dauern 
kann und mit hohen Kosten 
verbunden ist; laut Gesetz darf 
eine bankrotte Person zwölf 
Jahre lang kein neues Unter-
nehmen gründen oder Teilha-
berIn sein. 

Insolvenzen steigen
Trotzdem ist die Zahl der insol-
venten Firmen in Irland (2007–
2011) von jährlich 363 auf 
1.631 hochgeschnellt, in Öster-
reich lag die Zahl bei durch-
schnittlich 6.500. Privatkon-
kurs melden pro Jahr nur circa 
zwei Dutzend Irinnen und Iren 
an; in Österreich sind die pri-
vaten Insolvenzen im Ver-

Ungerecht. Gewerkschaften eu-
ropaweit kritisieren schon lan-
ge die Art der Krisenbewälti-
gung: Nicht die Verursache-
rInnen bekommen die Rech-
nung, sondern die Menschen in 
Europa zahlen drauf – mit 
Pensionskürzungen, niedrigen 
Löhnen, Sozialabbau, stei-
gender Arbeitslosigkeit und 
Armut. GewerkschafterInnen 
aus Deutschland haben nun 
eine Initiative gestartet, die für 
ein anderes, ein neues Europa 
eintritt. 

Initiative online unterstützen
„So darf es nicht weitergehen“, 
sagen die InitiatorInnen, u. a. 
Annelie Buntenbach vom DGB, 
ver.di-Chef Frank Bsirske oder 
Hans-Jürgen Urban von der IG 
Metall. Wie auch der ÖGB 
 kritisieren sie, dass die Staats-
defizite umgedeutet werden, 

um „eine desaströse Politik zu 
legitimieren“. Im Fall Grie-
chenlands bündeln sich die fa-
talen Folgen dieser Politik, 
heißt es im Aufruf, den man 
auch online unterstützen kann. 

Menschen verarmen
Griechenlands Wirtschaft wur-
de in eine Rezession getrieben, 
große Teile der Gesellschaft 
verarmen, immer mehr Men-
schen wenden sich mit Bitter-
keit von Europa ab und 
die Demokratie er-
stickt im Würge-
griff der Troika 
– der Europä-
ischen Kom-
mission, der 
Europäischen 
Zentralbank 
und des Wäh-
rungsfonds. 
„Wirtschaftspoli-

tisch kontraproduktiv, sozial 
verantwortungslos und demo-
kratiepolitisch destruktiv“ nen-
nen die UnterzeichnerInnen 
die aktuelle EU-Politik und 
verlangen ein neues Europa. Zu 
ihren Forderungen gehört un-
ter anderem die Besteuerung 
von Finanztransaktionen, denn 
die Finanzmarktakteure müs-
sen als Krisenverursacher zur 
Finanzierung der Krisenlösung 
wirksam herangezogen werden. 

Es gilt außerdem, die Fi-
nanzmärkte zu regu-

lieren sowie den 
Bankensektor 
neu zu ordnen. 
Die europä-
ische Geld-
politik muss 
auch wachs-

tums- und be-
schäftigungspo-

litische Ziele bein-
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Zukunftsaussichten: 

Weniger Geld
Jahr 2020: Die Arbeitswelt 
hat sich verändert. Festan-
stellungen gibt es so gut wie  
keine. Die Betriebe heuern 
ihre Arbeitskräfte über ein 
virtuelles Netzwerk an. Was 
mit der IT-Branche begann, 
betrifft nahezu alle Berufs-
gruppen. Ein Heer von Free-
lancerInnen kämpft mit 
weltweiter Konkurenz um 
Aufträge. Die Folge ist 
Preisdumping. Ein Science-
Fiction-Film über die gigan-
tische Entwertung von Ar-
beit auf www.verdi.de

Kampagne: 

Rating-Regeln
Weltweit dominieren die 
drei Ratingagenturen Stan-
dard & Poor’s, Fitch und 
Moody’s mit über 95 Prozent 
den Markt. Ihre Gewinne 
stiegen vor der Finanzkrise 
innerhalb von nur zehn Jah-
ren um mehr als 900 Pro-
zent. Regierungen entschei-
den zum Teil nicht mehr 
nach politischen Kriterien, 
sondern schielen auf mög-
liche Urteile der Ratingagen-
turen. Dabei ist deren Ar-
beitsweise höchst intranspa-
rent.  Die Kampagne „Stop 
Rating Agencies“ informiert 
über die Fehler im System 
und die Forderungen nach 
Regulierung. Darüber hi-
naus ist Aktionismus gefragt: 
Man kann den großen drei 
Ratingagenturen ein Zeug-
nis ausstellen oder direkt von 
der Website an die Rating-
agenturen senden.
www.stopratingagencies.eu

Foxconn/Taiwan: 

Neuer Trend
Zum zweiten Mal in diesem 
Jahr sollen die Beschäftigten 
von Foxconn eine Lohner-
höhung erhalten. „Wir wol-
len die Löhne erhöhen, um 
die Wettbewerbsfähigkeit 
des Unternehmens zu stei-
gern, indem wir qualifizierte 
MitarbeiterInnen an uns 
binden“, sagte Simon Hsing, 
Sprecher des Apple-Zuliefe-
rers. Das Unternehmen war 
in der Vergangenheit mehr-
fach wegen schlechter Ar-
beitsbedingungen in die 
Kritik geraten. Nun will 
Foxconn angesichts der stei-
genden Lebenshaltungskos-
ten einen Trend für Lohner-
höhungen in der Branche 
setzen, so Hsing. Bereits im 
Februar wurden die Grund-
gehälter der Beschäftigten 
um 16 bis 25 Prozent auf-
gestockt. 

halten. Europa braucht weiters 
eine Demokratieoffensive, 
denn als abgehobenes Eliten-
Projekt hat die EU keine gute 
Zukunft. 

Lotse statt Treiber
Der Deutschen Regierung 
kommt auf dem Weg zu einem 
neuen Europa eine besondere 
Bedeutung zu, sagen die Ge-
werkschafterInnen, aber auch 
viele Sozialwissenschafte-
rInnen, die den Aufruf unter-
stützen. „Als wirtschaftlich und 
politisch stärkster Mitglieds-
staat trägt Deutschland eine 
besondere Verantwortung. Wir 
fordern eine deutsche Politik, 
die nicht als Treiber der destruk-
tiven Krisenpolitik, sondern als 
Lotse des überfälligen Pfad-
wechsels agiert!“
Initiative unterstützen unter:
www.europa-neu-begruenden.de
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Irland: Privatinsolvenzen

Konkurstourismus
Die grüne Insel lockt Firmen, quält aber Schuldnerinnen und Schuldner.

PubPubs s sschlchließi en, 
ImmmmImmobiobilielienprp eisisee fallen, 
die Arbeiit ltslosigkeit 
steigt und immer 
mehr Menschen 
melden Konkurs in 
GroGroGroGG ßbrßb itannien an. 
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klar zusammenfassen: der 
 Ausbau vermögensbezogener 
Steuern, die Abschaffung von 
Steuerprivilegien für Kapital-
einkommen und Kapitalgesell-
schaften, die Einführung EU-
weiter Mindestsätze und Be-
messungsgrundlagen für Kör-
perschaftssteuern, die Einfüh-
rung einer EU-weiten Finanz-
transaktionssteuer – sowie 
Öko  steuern, die der Umwelt 
dienen. Dafür werden wir uns 
mit aller Kraft einsetzen.

versucht die EU-Kommission, 
neuerdings über den Entwurf 
zu Dienstleistungskonzessi-
onen, die kommunale Wasser-
wirtschaft durch die Hintertür 
zu liberalisieren. 
Ein Jahr hat die Bürgerinitiative 
nun Zeit, eine Million Unter-
schriften zu sammeln. Wir un-
terstützen diese Initiative voll 
und ganz. 

Notwendige Maßnahmen
Zur Senkung der Schulden wird 
immer wieder die Privatisie-
rung von kommunalen Einrich-
tungen ins Spiel gebracht. Was 
wir davon halten, ist bekannt, 
und wir haben genug negative 
Erfahrungen mit den Privatisie-
rungen der letzten Jahre ge-
macht. BUWOG, Austria Tabak, 
Telekom: ein Debakel nach 
dem anderen, und diese Liste 
ließe sich fortsetzen.

Fehlentwicklungen 
Arbeitsplätze und Volksvermö-
gen wurden mutwillig vernich-
tet – und wo ist das Geld geblie-
ben? Statt derartiger Fehlent-
wicklungen lassen sich die 
notwendigen Maßnahmen 

alters nicht durchsetzen konn-
ten und endlich auch Reichere 
zur Kasse gebeten werden, so 
unerfreulich ist die Tatsache, 
dass eine echte Vermögens-
steuer nicht umgesetzt wurde. 
Falls es zu Steuerausfällen auf 
der Einnahmenseite kommen 
sollte, ist sicherzustellen, dass 
diese durch andere „Reichen-
steuern“ ausgeglichen werden.

Gemeinden ausgehungert
Gemeinsam mit der „Allianz 
Wege aus der Krise“ hat die Ge-
werkschaft GdG-KMSfB eine 
Resolution verfasst, die Bürger-
meisterInnen und Gemeinden 
unterstützen soll, und die die 
ausreichende Finanzierung der 
kommunalen Aufgaben for-
dert. Wir brauchen einen Kurs-
wechsel: mehr Gerechtigkeit, 
Wachstum und Beschäftigung. 
In diesem Zusammenhang ist 
auch die vom Europäischen 
Gewerkschaftsverband für Öf-
fentliche Dienste (EGÖD) initi-
ierte Europäische Bürgerinitia-
tive (EBI) „Wasser und sanitäre 
Grundversorgung sind Men-
schenrechte“ begrüßenswert. 
Denn zum wiederholten Male 

Farbe bekennen
In den ersten Interviews 
nach seiner Wahl bekann-
te sich der neue Präsident 
Deutschlands, Joachim 

Gauck, zum Sozial-
staat. Es dürfe 
nicht sein wie 
in den USA, wo 

es keinen Sozial-
staat gebe, sagte er. 

„Soziale Gerechtigkeit gehört 
dazu, und ich möchte nicht, 
dass der Sozialstaat beschä-
digt wird.“ KritikerInnen hat-
ten Gauck vorgeworfen, das 
Thema soziale Gerechtigkeit 
zu vernachlässigen.

Die öffentlichen Dienste und 
ihre Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sind in fast allen euro-
päischen Ländern die Zielschei-
be für Sparmaßnahmen, mit 
direkten negativen Folgen für 
die Bürgerinnen und Bürger, für 
die Daseinsvorsorge, für die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer.

Starker Staat gegen die Krise
Kaputtsparen ist kein Weg aus 
der Krise. Ein gutes Sozial sys-
tem mit Arbeitslosenversiche-
rung, Gesundheitssystem und 
sicheren Pensionen in Krisen-
zeiten ist das Rückgrat eines 
Staates. 
Durch Kürzungen bei Löhnen, 
Pensionen, Sozialleistungen 
und öffentlichen Diensten ver-
suchen die Mitgliedsstaaten 
der EU ihre Budgets zu sanieren. 
Dabei stünde Budgetkonsoli-
dierung nicht im Widerspruch 
zu Erhaltung und Ausbau kom-
munaler Dienstleistungen. Eine 
verteilungsgerechtere Finan-
zierung der Staatsausgaben 
würde beides ermöglichen. 
Ein starker Staat ist die Voraus-
setzung zur Bewältigung der 

Wirtschaftskrise. Der öffent-
liche Dienst muss in seiner Ei-
genschaft als Arbeitgeber, In-
vestor und Garant für sozialen 
Ausgleich gerade in schwie-
rigen Zeiten handlungsfähig 
bleiben. Stattdessen versuchen 
einige immer wieder, die Krise 
ganz in ihrem Sinne als Chance 
zu nutzen – und sie zur Durch-
setzung ihrer politischen und 
wirtschaftlichen Vorstellungen 
zu missbrauchen. 
Ein europäisches Wettbewerbs-
modell der niedrigsten Löhne 
und Sozialstandards käme 
neo liberalen Kräften trotz al -
ler negativen Erfahrungen der 
Vergangenheit noch immer 
 gelegen.

Pakt mit Mängeln
In Österreich sind die Maßnah-
men zum sogenannten Stabili-
tätspakt verabschiedet. Hätte 
der ÖGB das Paket geschnürt, 
würde es in wesentlichen Punk-
ten anders aussehen. 
So erfreulich es ist, dass unter 
anderem Privatisierungen ver-
hindert wurden, sich die Ver-
fechterInnen eines höheren 
gesetzlichen Pensionsantritts-

Unsinn Wirtschaft 
Geht es nach dem ÖVP-
Wirtschaftsbund, sollen 
Unternehmen künftig den 
ersten Krankenstandstag 

ihrer Mitarbeite-
rinnen und Mit-
arbeiter nicht 
mehr bezah-

len. Gleichzeitig 
fordert dieser aber 

Krankengeld für Selbst-
ständige. „Das ist politisch 
unverfroren“, sagt Bernhard 
Achitz, Leitender Sekretär 
des ÖGB. Der Vorschlag 
sei außerdem wirtschaft-
licher Unsinn: Wer sich nicht 
rasch auskuriert, riskiert ei-
nen Langzeitkrankenstand.

Gastkommentar: Christian Meidlinger, Vorsitzender der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten, Kunst, Medien, Sport, freie Berufe

Kurswechsel nötig
Keine guten Erfahrungen mit Privatisierungen gemacht, nun gilt es, die Liberalisierung der Wasserwirtschaft zu verhindern.
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